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Drucksache VI/ 3 287 


Der Bundesminister Bonn, den 17. März 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 
W/II A4- 02 90 02/1- 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr . : Situation und Förderung des deutschen Fremdenverkehrs 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Engelsberger, 
Dr. Jobst, Vehar, Kiechle, Frau Griesinger, Schedl, 
Niegel, Frau Tübler, Balkenhol, Dr. Schwörer, Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Gerlach (Obemau) und 
Genossen 

— Drucksache VI/3212 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


Wie sich aus den Haushaltsbefragungen über Urlaubs- und 
Erholungsreisen in den Jahren 1969 und 1970 ergeben hat, ver- 
bringen nach wie vor die meisten deutschen Urlaubsreisenden 
(1970 = 57%) ihren Urlaub im Inland. Bei der ständig wachsen- 
den Zahl von Kurzurlaubern ist dieser Anteil sogar wesentlich 
höher zu veranschlagen. Insgesamt haben die deutschen Urlau- 
ber im Jahr 1970 rd. 11,3 Mrd. DM ausgegeben, davon bei 
Inlandsreisen (16,2 Mio) 5,1 Mrd. DM und bei Auslandsreisen 
(12,2 Mio) 6,2 Mrd. DM. 

Die Fremdenverkehrspolitik des Bundes ist ebenso wie die der 
Bundesländer darauf gerichtet, die Leistungsfähigkeit der inlän- 
dischen Fremdenverkehrswirtschaft zu steigern. Wie die Wirt- 
schaftsförderung im allgemeinen ist jedoch auch die Fremden- 
verkehrsförderung in erster Linie Sache der Länder; der Bund 
hat nur die Aufgabe, für gleichwertige Lebensverhältnisse und 
wirtschaftliche Entwicklungschancen im ganzen Bundesgebiet 
zu sorgen. 

Die gleichen Gesichtspunkte gelten für die in den Fragen ange- 
sprochene Förderung einer zentralen Werbung für den Inlands- 
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fremdenverkehr. Die Bundesregierung prüft deshalb, ob eine 
Unterstützung von Absatzförderungsmaßnahmen erforderlich 
ist, insbesondere für neue touristische Angebote in den Gebie- 
ten der regionalen Aktionsprogramme sowie zur Erzielung 
einer ausreichenden Effizienz der aufzubauenden Absatzorgani- 
sation für kleine und mittlere Beherbergungsbetriebe (Zimmer- 
reservierungssystem). Voraussetzung für eine Bundesförderung 
ist allerdings u. a., daß sich eine alleinige Förderung durch die 
Bundesländer als unpraktikabel oder unzureichend erweist. Die 
hierfür erforderliche Abstimmung mit den Bundesländern ist 
noch nicht abgeschlossen. 


1. Welche Maßnahmen sind nach Ansicht der Bundesregierung 
notwendig, um den deutschen Fremdenverkehr an dem stetig 
steigenden Reisestrom angemessen zu beteiligen, damit die 
deutsche Fremdenverkehrswirtschaft, die hauptsächlich von 
mittelständischen Unternehmen getragen wird, nicht weiter ins 
Hintertreffen gerät? 

Wie bereits einleitend ausgeführt, erholen sich die meisten Bun- 
desbürger nach wie vor im Inland. Die Bundesregierung ist des- 
halb der Ansicht, daß die deutsche Fremden Verkehrs Wirtschaft 
nicht „im Hintertreffen" ist. Die Bundesregierung erwartet auch 
in Zukunft keine Verschlechterung dieser Situation, sondern 
eine angemessene Beteiligung der deutschen Fremdenverkehrs- 
wirtschaft an dem wachsenden Urlaubsaufkommen. Dabei wird 
sich die Nachfrage der Erholungssuchenden nach deutschen An- 
geboten desto stärker entwickeln, je mehr diese nach Art und 
Qualität weiter verbessert werden können. 


2. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung über den Vor- 
schlag zur Förderung des Mittelstandes im Fremdenverkehrs- 
gewerbe (Projekt eines kooperativen Gästezimmerreservie- 
rungssystems für Klein- und Mittelbetriebe des Beherbergungs- 
gewerbes) hinaus ergriffen, um die Absatz- und Wettbewerbs- 
situation des deutschen Fremdenverkehrs zu fördern? 


Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren vielfältige Maß- 
nahmen zur Stärkung der Wettbewerbsposition der deutschen 
Fremdenverkehrswirtschaft ergriffen. 

Die für die Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
zur Verfügung stehenden Mittel werden — gemeinsam mit den 
Bundesländern — auch zur Förderung der Erweiterung und Ver- 
besserung eines angemessenen Erholungsangebotes in den För- 
dergebieten der Bundesrepublik verwendet. Allein in den Jah- 
ren 1970 und 1971 haben Fremdenverkehrsbetriebe für Investi- 
tionsvorhaben in einer Größenordnung von 1,2 Mrd. DM Be- 
scheinigungen für Investitionszulagen in Höhe von rd. 100 Mio 
DM erhalten. Daneben sind in den Jahren 1969 bis 1971 aus dem 
regionalen Förderungsprogramm der Bundesregierung rd. 6,3 
Mio DM Investitionszuschüsse an Fremdenverkehrsbetriebe be- 
willigt worden. Außerdem sind in diesen Jahren aus demselben 
Programm öffentliche Einrichtungen des Fremdenverkehrs mit 
rd. 111 Mio DM gefördert worden. 
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Für Investitionen kleiner und mittlerer Betriebe des Fremden- 
verkehrsgewerbes stehen darüber hinaus Förderungsmittel der 
in Betracht kommenden ERP-Programme zur Verfügung, Aus 
diesen Programmen sind im Jahre 1971 Kredite in Höhe von 
rd. 59 Mio DM an Betriebe des Hotel-und Gaststättengewerbes 
vergeben worden. 

Auch aus den Mitteln des Einzelplans 09 für die Gewerbeförde- 
rung im Handel und im Hotel- und Gaststättengewerbe wird die 
Fremdenverkehrswirtschaft laufend gefördert. Die hierfür 1971 
zur Verfügung stehenden Mittel von 6,85 Mio DM sind im Haus- 
halt 1972 auf 7,6 Mio DM erhöht worden. Nach der derzeitigen 
Bedarfsplanung stehen davon 1972 allein 1,6 Mio DM (gegen- 
über 0,97 Mio DM 1971) für die Förderung der Betriebsberatung, 
der Beraterausbildung, der Investitionen von Fachschulen sowie 
für den Aufbau eines Zimmerreservierungssystems für kleinere 
und mittlere Beherbergungsbetriebe zur Verfügung. Die in der 
Frage angesprochene Förderung des Zimmerreservierungs- 
systems ist demnach nur ein Teil der umfangreichen Hilfen des 
Bundes für die deutsche Fremdenverkehrswirtschaft. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, über die Förderung im Rahmen 
des Investitionszulagenprogramms zur Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur die Betriebe des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes durch Investitionszulagen, Investitionszu- 
schüsse, Zinszuschüsse und Darlehen zu fördern sowie bei der 
Bundesanstalt für Arbeit darauf hinzuwirken, daß auch sie 
diese Maßnahmen noch mehr als bisher zu fördern bereit ist? 

Der Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur 11 sieht für 1972 bis 1975 Investi- 
tionen im Fremdenverkehrsgewerbe in Höhe von 1,76 Mrd. DM 
vor. Diese Investitionen sollen mit Investitionszulagen in Höhe 
von 138 Mio DM und Investitionszuschüssen in Höhe von 99,4 
Mio DM gefördert werden. Ferner sind für öffentliche Einrich- 
tungen des Fremdenverkehrsgewerbes mit einem Investitions- 
volumen von 535 Mio DM Zuschüsse in Höhe von 285,7 Mio DM 
eingesetzt. Bund und Länder machen damit deutlich, daß sie 
noch mehr als bisher über eine Förderung der Fremdenver- 
kehrswirtschaft auf eine Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur hinwirken wollen. 


Darüber hinaus sind auch die einzelnen ERP-Programme, aus 
denen bisher die Fremdenverkehrswirtschaft gefördert worden 
ist, erhöht worden. 

4. Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß zwar für 
die Werbung im Ausland über die deutsche Zentrale für Frem- 
denverkehr jährlich 10 bis 12 Mio DM ausgegeben werden, für 
eine zentrale Inlandswerbung jedoch keine Mittel zur Ver- 
fügung stehen, bereit, die Einrichtung einer zentralen Informa- 
tionsstelle zu unterstützen, da für die deutsche Fremdenver- 
kehrswirtschaft der deutsche Reiseverkehr die absolute Prio- 
rität besitzt? 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die deutsche 
Fremdenverkehrswirtschaft eine zentrale Informationsstelle für 
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die Inlandswerbung einrichten würde. Sie hält es darüber hin- 
aus für wünschenswert, daß der Deutsche Fremdenverkehrs- 
verband seine Bemühungen fortsetzt, eine geschlossene Über- 
sicht über das gesamte Urlaubsangebot in Deutschland zu 
schaffen, und daß diesen Bemühungen wachsender Erfolg be- 
schieden ist. Die Gestaltung und Finanzierung dieser Informa- 
tionsstelle und ihrer Aktivitäten sollte allerdings mit den regio- 
nalen Fremdenverkehrsverbänden abgestimmt werden. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, für die Aufgaben einer zen- 
tralen Informationsstelle, die zweimal im Jahr (jeweils für den 
Sommer- und Winterurlaub) in großer Auflage und gestützt 
durch flankierende Werbemaßnahmen eine Gesamtübersicht 
über das deutsche Urlaubsangebot erstellen und gemeinsam mit 
anderen Partnern eine großzügige Gemeinschaftswerbung für 
den „Urlaub in Deutschland 1 ' betreiben soll, einen jährlichen 
Bundeszuschuß von 1 Mio DM zur Verfügung zu stellen? - 

Wie sich aus dem Bundeshaushaltsplan ergibt, stehen der Bun- 
desregierung für die in der Frage genannten Förderungsmaß- 
nahmen keine Mittel zur Verfügung. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Tatsache, daß 
etwa 40 ausländische Fremdenverkehrszentralen in der Bundes- 
republik Deutschland mit einem jährlichen Gesamtetat von 
ca. 60 Mio DM um potentielle deutsche Auslandsurlauber wer- 
ben, während der deutsche Fremdenverkehr in seiner Gesamt- 
heit nichts gleichwertiges entgegenzusetzen hat und die Zu- 
schüsse der Bundesländer zur Fremdenverkehrs Werbung (1969: 
7,6 Mio DM) nur der Werbung für das jeweilige Bundesland 
dienen, Initiativen zu entwickeln, um dem deutschen Fremden- 
verkehr in der Werbung eine Wettbewerbsgleichheit zu 
sichern? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Inlandswerbung 
gezielt auf die Erholungsbedürfnisse und Erwartungen der deut- 
schen Urlauber abgestellt werden sollte. Sie hat deshalb auch in 
den vergangenen Jahren bereits mehrfach entsprechende Initia- 
tiven sowohl bei den Bundesländern wie auch bei den Verbän- 
den der Fremdenverkehrswirtschaft ergriffen. Die Bundesregie- 
rung verkennt jedoch nicht, daß die Interessenlage der einzel- 
nen Bundesländer mit Rücksicht auf die regionalen, strukturel- 
len, geografischen und auch klimatischen Unterschiede in den 
Ländern und ihrer Fremdenverkehrswirtschaft nicht einheitlich 
ist. Auch die Verbände der Fremdenverkehrswirtschaft haben 
unterschiedliche Interessenschwerpunkte. Deshalb haben sich 
die beteiligten Länder und Verbände noch nicht auf ein gemein- 
sames und realisierbares Konzept für eine zentrale Inlandswer- 
bung einigen können. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, für den Einsatz von betrieb- 
lidien Absatzberatern und Ortsplanungsexperten einen jähr- 
lichen Zuschußbetrag von 200 000 DM zur Verfügung zu stellen, 
nachdem die zunehmende Reiseintensität unserer Bevölkerung 
(1969: 36 v. H.), der wachsende Anteil der Personenkraftwagen 
als beliebtestes Verkehrsmittel (1970: 54 v. H.), die Notwendig- 
keit zur Verbesserung der touristischen Infrastruktur und die 
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rapide ansteigende ausländische Konkurrenz mit teilweise stark 
subventionierten Preissystemen, sehr viele, vor allem kleinere 
Verkehrsgemeinden und -betriebe, vor schwierige Probleme 
gestellt hat? 

Absatzberatung wird bereits von den Betriebsberatern des 
Hotel- und Gaststättengewerbes bei ihren Einzel- und Gruppen- 
beratungen durchgeführt. Dabei werden die Gruppenberatungen 
regelmäßig in Zusammenarbeit mit den örtlichen Verkehrs- 
ämtern ( Verkehr svereinen) oder den regionalen Fremdenver- 
kehrsverbänden durchgeführt. Kleine und mittlere Betriebe er- 
halten für diese Betriebsberatungen Zuschüsse aus Bundes- 
mitteln. Eine Ausweitung und Intensivierung der Absatzbera- 
tung innerhalb der Betriebsberatung ist im Rahmen der verfüg- 
baren Haushaltsmittel jederzeit möglich, hängt jedoch von ent- 
sprechenden Wünschen der Betriebe ab. 

Ortsplanungen werden nicht nur von der touristischen Entwick- 
lung, sondern auch von zahlreichen anderen kommunalen und 
regionalen Entwicklungsbedürfnissen bestimmt. Die Bundes- 
regierung sieht sich daher nicht in der Lage, den Einsatz von 
Ortsplanungsexperten lediglich zur Verbesserung der touristi- 
schen Infrastruktur aus Bundesmitteln zu fördern. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, für die Erriditung eines stän- 
digen Ausstellungsstandes „Urlaub in Deutschland" auf publi- 
kumsstarken Messen und Ausstellungen einen jährlichen Zu- 
schuß von 250 000 DM zur Verfügung zu stellen, nachdem keine 
deutsche Fremdenverkehrsstelle im Gegensatz zu den auslän- 
dischen Fremdenverkehrsstellen in der Lage ist, regelmäßig 
auf solchen Messen und Ausstellungen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Westberlin eine Gemeinschafts Werbung für 
den „Urlaub in Deutschland" zu betreiben? 

Die Bundesregierung hat eine einheitliche Beteiligung der deut- 
schen Fremdenverkehrswirtschaft an der Internationalen Tou- 
rismus-Börse in Berlin und an anderen geeigneten Messen und 
Ausstellungen mit den Bundesländern mehrfach erörtert. Die 
Länder haben jedoch bisher keine einheitliche Auffassung über 
eine derartige Ausstellungsbeteiligung und ihre gemeinsame 
Finanzierung. Sowohl die Bundesregierung wie auch die betei- 
ligungsbereiten Länder sind aber der Meinung, daß für ent- 
sprechende Maßnahmen eine einheitliche Haltung aller Bundes- 
länder unerläßlich ist. Deshalb hat sich für den Bund die Frage 
der Mitfinanzierung eines „ständigen Ausstellungsstandes" bis- 
her nicht gestellt. 


9. Ist die Bundesregierung bereit, für den Aufbau und den Betrieb 
von Informationsstellen an den Grenzübergängen einen jähr- 
lichen Zuschußbetrag von 300 000 DM zur Verfügung zu stellen, 
damit die Millionen Touristen, die jährlich durch die Bundes- 
republik Deutschland reisen, alle Informationen über das Reise- 
land Deutschland erhalten, über die Straßen und Verkehrsver- 
hältnisse informiert, auf Unterkunftsmöglichkeiten hingewiesen 
und diese gegebenenfalls vermittelt werden? 


An einzelnen Grenzübergangsstellen bestehen bereits Informa- 
tionsstellen für Touristen, die von den regionalen Fremdenver- 
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kehrsverbänden oder von besonders interessierten Städten 
unterhalten werden. An anderen Grenzübergängen stellt die 
bundeseigene Gesellschaft für Nebenbetriebe der Bundesauto- 
bahnen (GfN) geeignete Räume preisgünstig zur Verfügung. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß es den Bedürfnissen 
der Touristen besonders entgegenkommt, wenn derartige Aus- 
kunftsstellen soweit wie möglich von der Fremdenverkehrs- 
wirtschaft, den Automobil-Clubs, den Banken und anderen 
Organisationen gemeinsam betrieben werden. Durch eine solche 
Kooperation kann der Tourist die benötigten Auskünfte, aber 
auch z. B. die Unterkunftsvermittlung, an einer einzigen Stelle 
erhalten. In dem Konzept eines allgemeinen Zimmerreservie- 
rungssystems für kleine und mittlere Beherbergungsbetriebe ist 
die Einrichtung von Reservierungsstellen an geeigneten Grenz- 
übergängen im übrigen bereits vorgesehen. 

Die Bundesregierung prüft, ob zur Mitfinanzierung solcher Aus- 
kunftsstellen auch Mittel eingesetzt werden können, die für die 
Fremdenverkehrswerbung im Ausland bestimmt sind. 


10. Ist die Bundesregierung bereit, den seit vielen Jahren unver- 
ändert gewährten Zuschuß von 40 000 DM jährlich für die För- 
derung des Reiseverkehrs in Zonenrandgebiete auf 150 000 DM 
für eine Zonenrandgemeinschaftswerbung zu erhöhen, nachdem 
stark gestiegene Kosten, erhöhte Qualitätsansprüche für die 
Fremdenverkehrswerbung, eine unverändert schwierige Ab- 
satzlage im Zonenrandgebiet und eine intensiver zu streuende 
Werbung mehr Mittel erfordern als bisher? 

Der Deutsche Fremdenverkehrsverband (DFV) hat bisher aus 
Bundesmitteln (Einzelplan 12), die für die Auslands Werbung 
zweckgebunden sind, zur Herstellung von speziellen Werbe- 
mitteln, die von der Deutschen Zentrale für Fremdenverkehr 
(DZF) im Ausland eingesetzt werden, jährlich einen bestimmten 
Betrag erhalten. Davon wurde ein Teilbetrag von 40 000 DM 
über den DFV zur Werbung für Zonenrandgebiete verwendet. 
Diese Mittel stehen auch 1972 zur Verfügung. Ab 1973 sollen 
die für die Auslandswerbung bestimmten Bundeszuschüsse im 
Interesse einer noch rationelleren Verwendung auf die für diese 
Aufgaben zuständige DZF konzentriert werden. Damit können 
aus diesem Haushaltstitel für die Fremdenverkehrswerbung der 
Zonenrandgebiete keine Mittel mehr bereitgestellt werden. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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